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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1980 Ausgegeben am 5. Dezember 1980 198. Stück

5 2 1 . Verordnung: Übertragung von Sachen in die Verwaltung der Österreichischen Bundesforste
5 2 2 . Verordnung: Sitzungsgelder der Kommission zur Wahrung des Rundfunkgesetzes
5 2 3 . Verordnung: Verwendung der im Disziplinarverfahren verhängten Geldstrafen und Geld-

bußen
5 2 4 . Verordnung: Festsetzung des Anpassungsfaktors für das Jahr 1981
5 2 5 . Verordnung: Arbeitslosenversicherungsbeitrag

5 2 1 . Verordnung der Bundesregierung vom
18. November 1980 über die Übertragung
von Sachen in die Verwaltung der Österrei-

chischen Bundesforste

Auf Grund des § 14 Abs. 4 des Bundesgesetzes
über den Wittschaftskörper „Österreichische

Bundesforste", BGBl. Nr. 610/1977, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 675/1978
wird verordnet:

Es werden nachstehend genannte Sachen in
die Verwaltung der Österreichischen Bundes-
forste übertragen:
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Kreisky Androsch Fahr Sekanina
Salcher Staribacher Lanc Broda
Rösch Haiden Dallinger Sinowatz

Lausecker Firnberg
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522. Verordnung der Bundesregierung vom
18. November 1980 über die Sitzungsgelder
der Kommission zur Wahrung des Rund-

funkgesetzes

Gemäß § 25 Abs. 7 des Bundesgesetzes über
die Aufgaben und die Einrichtung des Öster-
reichischen Rundfunks, BGBL Nr. 397/1974,
wird verordnet:

§ 1. Jedem Mitglied der Kommission zur Wah-
rung des Rundfunkgesetzes gebührt an einem
Tag für die Teilnahme an Plenarsitzungen oder
an Senatssitzungen ein Sitzungsgeld von 65 S
für jede angefangene halbe Stunde. Das Sitzungs-
geld beträgt jedoch mindestens 600 S.

§ 2. Zusätzlich zu dem in § 1 genannten Be-
trag gebührt an einem Tag

1. jedem Mitglied, das in Plenarsitzungen den
Vorsitz führt, ein Sitzungsgeld von 190 S
für jede angefangene halbe Stunde; dieses
Sitzungsgeld beträgt jedoch mindestens
1 600 S;

2. jedem Mitglied, das in Senatssitzungen den
Vorsitz führt, ein Sitzungsgeld von 100 S
für jede angefangene halbe Stunde; dieses
Sitzungsgeld beträgt jedoch mindestens
900 S;

3. jedem Mitglied, das in Plenar- oder Senats-
sitzungen als Berichterstatter fungiert, ein
Sitzungsgeld von 100 S für jede angefangene
halbe Stunde; dieses Sitzungsgeld beträgt
jedoch mindestens 900 S;

4. jedem Mitglied, das in Senatssitzungen den
Vorsitz führt und gleichzeitig als Bericht-
erstatter fungiert, ein Sitzungsgeld von 150 S
für jede angefangene halbe Stunde; dieses
Sitzungsgeld beträgt jedoch mindestens
1 300 S.

§ 3. Die Sitzungsgelder sind vierteljährlich an-
zuweisen.

§ 4. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1981
in Kraft.

Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung ver-
liert die Verordnung der Bundesregierung vom
16. Dezember 1975, BGBl. Nr. 5/1976, ihre
Gültigkeit.

Kreisky Androsch Pahr Sekanina
Salcher Staribacher Lanc Broda
Rösch Haiden Dallinger Sinowatz

Lausecker Firnberg

5 2 3 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 18. November
1980 über die Verwendung der im Diszipli-
narverfahren verhängten Geldstrafen und

Geldbußen
Auf Grund des § 127 Abs. 3 des Beamten-

Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, wird
verordnet:

§ 1. Geldstrafen und Geldbußen, die nach
§ 92 Abs. 1 Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979
über Beamte aus dem Bereich des Bundesministe-
riums für Bauten und Technik verhängt wor-
den sind, hat der Bundesminister für Bauten
und Technik unter sinngemäßer Anwendung des
§ 23 Abs. 4 Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54,
zur Linderung von Notlagen zu verwenden, in
die Beamte dieses Ressorts unverschuldet gera-
ten sind.

§ 2. Es besteht kein Rechtsanspruch auf Zu-
wendungen nach § 1.

Sekanina

5 2 4 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 21. November 1980,
mit der der Anpassungsfaktor für das Jahr

1981 festgesetzt wird
Auf Grund des § 108 f Abs. 1 und 3 des

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 189/1955, in der Fassung des Pensionsanpas-
sungsgesetzes, BGBl. Nr. 96/1965, wird mit Zu-
stimmung der Bundesregierung und des Haupt-
ausschusses des Nationalrates verordnet:

Der Anpassungsfaktor für die Anpassung der
in den §§ 108 g und 108 h des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes angeführten Renten
und Pensionen wird für das Jahr 1981 mit 1,051
festgesetzt.

Dallinger

5 2 5 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 27. November 1980

über den Arbeitslosenversicherungsbeitrag
Auf Grund des § 61 Abs. 10 des Arbeitslosen-

versicherungsgesetzes 1977, BGBl. Nr. 609, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 546/
1978 wird im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Finanzen und mit Zustimmung des
Hauptausschusses des Nationalrates verordnet:

Der Arbeitslosenversicherungsbeitrag (§ 61
Abs. 1 und 2 des Arbeitslosenversicherungsgeset-
zes 1977) wird mit dem Beginn des Beitrags-
zeitraumes Jänner 1981 auf 2,6 vH erhöht.

Dallinger
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